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P,RÄSIDENT (um 11 Uhr 10 Minuten):
Ich eröffine die iSitzun:g. Das Protokoll der
letzten Sitzung ist geschäftsordnungsmäßig
aufgelegen; es ist unbeanstandet geblieben,
demnach als genehmigt zu 'betrachten.

Von der heutigen Sitzung haben sich ent­
schuldi,gtLandeshauptmanfi iSteinh6ck und Ab­
geordneter Endl.

Um Urlaub hat angesucht Herr Abgeord­
neter W,enger; ich habe ihm einen solchen in
der Zeit vom 14. bis 30. Juni 1952 erteilt.

:Hohes Haus! Aus dem steno'graphischen
Protokoll der letzten Sitzung des Landtages
habe ic:h ersehen, daß mir in meiner Abw,esen-­
heit zu meinem 60. Geburtstag vom Landtag
Glückwünsche ,ausgesprochen wurden.

Ich beehre mich, für diese Glückwünsche des

Landtages meinen herJ:lichs,ten Dank auszu­
sprechen.

Ich habe a'uf den Plätzen der Herren Ab:ge­
ordneten die von der nie,derösterreichischen
Landeskommission für 'Brandverhütung her­
ausgegebene Broschüre "nie Brandschäden in
Niederösterreich im Jahr,c 1951" auflegen
lassen.

Ich ersuche um Verles1u:ng des Einlaufes.
'SOHRI,fTfÜHRER (liest):
Vorlage der (Landesregierung, befreffend das

Gesetz über die Abänderun'g des Opferfür­
sorgeabgabegesetzes 1950, LOB!. Nr. 46/1950.

'Vorlage der Landesregjerung, betreffend den
Dienstpostenplan 1952/53 für die gewerblichen
Berufsschulen in Niederösterreich.

Vorlage der Landesregierung, betreffend den
Dienstpostenplan 1952/53 für die öffentlichen
Volks-, Haupt- und Sonderschulen Nieoderöster­
reichs.

Vorl.age der Landesregierung, betreffend
Wieder,errichtu11lg des Bezirksgerichtes March­
egg (Antrag der Ab~geordneten Schweinham­
mer, MiHerhauser, IHainisch, WalHg, Hilgarth,
Ernecker und Genossen vom 21. März 1952).

Vorlag'e der Landesr~gjerung, betreffend
den Gesetzesentwurf über die Errichtung
eines nilederösterreichischen Krankenhausfonds
(Krankenhausfondsgesetz).

Antrag der Abgeordneten Gutscher, WaUig,
Emecker, Zeyer, IReitzl, Tesar und Geno,ssen,
betreffend die ErI.assung eines Gesetzes über
die Bestattung von Leichen (niederösterreichi­
sches Leichenbestattungsgesetz).

Antrag der Abgeordneten Schweinhammer,
Kreiner, Ing. Hirmann, Wondmk, Wallig,
Orabenhofer und Genossen, betr,effend Un­
wettersohäden mit Hagelschlag in den Ge­
meinden Ollersdod, Mannersdorf an der
March, Bad Pyrawarth, KoUnbrunn, Klein­
Barras, Zwerndorf, 'Baumg,arten und landeren
im VerwaHungsbezirk Gänsel111dorf sowie in
den Gemeinden Oaweinsthal, Pellendo'ff und
anderen im VerwaUungsbezirk Mistelbach.

PRÄSItDENT (nach Zuweisung des Ein­
laufes an die zuständigen Ausschüsse): Wir
gelangen zur Beratung der Tagesordnung. Ich
e~suche den Herrn Abgeordneten H i 1gar t h,
dIe Verhandlung zur Zahl 250 einZ'Uleiten.

BerichterstaHer Abg. HRGARTH :HOihes
Haus! Ich habe namens des finanz3'usschusses
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über ,die Vorlage der Landesregierung, betref­
feHd den Rechnungsabschluß des Land~s

Niederösterreich für das Jahr 1Q50 zu be­
richten.

Die niederösterreichische Landesregierung hat
vor einiger Zeit dem Landtag und somit auch
dem finanzausschuß den IBericht und Antrag
der niederösterreichischen Landesregierung zum
Recl1nungsabschl uß des Landes Niederöster­
reich für das Jahr 1950 übermittelt. Der Auf­
bau dieses Rechnungsabschlusses ist derselbe,
wie beim Voranschlag für das Jahr lQ50. Er
ist nach denselben Richtlinien, 'Wie sie jetzt die
Voranschläge aufweisen, erstellt.

Der Rechnungsabschluß bezieht sich auf die
ordentliche Gebarung, auf die außerol1dentliche
Oebarung, behandelt die beiden gemeinsam und
führt die restlichen Beträge aus der seiner­
zeitigen Wiederaufbaugebarungan, die bis zum
Jahre 1Q49 gesondert geführt wur,den, in
diesem Rechnungsabschluß aber bereits unk,'
der außeror,dentlichen Gebarl1ng zu finden
sind. Es sind ,diesem Rechnungsabschluß auch
noch einige Nachweise angeschlossen, und
zwar über den PersO'nalaufwand, über die Zu­
weisungen, Zuschüsse oder iBeifräge von und
an Oebietsrk'örperschaften, über den Schulden­
stand, über den Stand an Wertpapieren und
Beteiligungen und über den Stand an 'Haftun­
gen. Alle diese Nachweise sind in dem vorlie­
genden Buch im "Anhang" enthalten.

Die gesamte Gebarungdes Jahres 1950 er­
gibt folgendes Bild:

Die sogenannte veranschlagte Gebarung,
,die sich aus der ordentlichen Gebarung und
aus der außerordentlichen Gebarung zusam­
mensetzt, hat folgendes Ergebnis gezeitigt:

Die gesamte wirksame Gebarung hat eine
Einnahmegebühr von 332 Millionen Schilling
und eine Ausgabegebühr von 296 Million~;l

Schilling, so daß sich ein Überschuß von
30 Millionen Schilling ergibt, von welchem ein
geringer Teil als Uebersohuß der ordentlichen
Gebarung belassen wurde, während der restliche
Betrag als Einnahmegebühr an die außer­
ordentliche Gebarung, rund zwar in der Höhe
von rund 35,927.000 S überwiesen wurde.

In der außeror,dentlichen Geharung sind Ein­
nahmen in der Höhe von 1,8 Millionen Schil­
ling, weitere Einnahmen in der Höhe von
7 Millionen Schilling aus verschiedenen Rück­
lagen und Idie Überweisung von 35 Millionen
Schilling Überschuß aus der or,dentlichen Ge­
barung verzeichnet. Es ergibt sich somit zur
Verfügung für die außerordentliche Gebarung
ein Betrag von 44 Millionen Schilling, so daß
die außerordentliche Gebamng mit einem Ab­
gang von rund 20 Millionen Schilling ab­
schließt.

Die Verteilung der verschiedenen Gebarungs-

teile, nach Prozenten gerechnet, ergibt folgendes
Bild: für die ordentlichen Ausgaben sind
81,93 Prozent aufgewendet worden, für die
außerordentliche'n Ausgaben 18,06 Prozent
und für die außerplanmäßige Gebawng 0,01
Prozent.

Einen Vergleich zwischen dem Ergebnis des
Rec:hnungsabschlusses 1950 und dem Voran­
schlag 1950 finden wir auf Seite 10 der Uruok­
verlage unter Abschnitt Ir. Es sind auf der
Bedeckungsseite die Einnahmegebühren mit
377 Millionen Schilling festgelegt, während
nur 311 Millionen im Voranschlag vorgesehen
waren, so daß sich Mehreinnahmen von
05 Millionen Schilling ergebe!l.

Auch auf der Ausgabenseite zeigt sich eine
ähnliche Entwicklung. Während der Voran­
schlag j08 Millionen Schilling an Ausgaben
vorsah, waren die tatsächlichen Ausgaben
398 Millionen Schilling, so daß die Mehraus­
gaben 29 Millionen Schilling betrugen.

Der Rechnungsabschluß weist ,daher gegen­
über dem Vomnschlag ein bedeutend gün­
stigeres Ergebnis auf; er schließt um 30 Mil­
lionen Schilling besser ab, ,als im Voranschlag
vorgesehen war.

Es ist weiter eine Übersicht der opdentlichen
Oebarung und der außerordentlichen Gebarung
angeschlossen. Bei der außeropdentlichen Ge­
barung ergibt sich ein Abgang von 20 Mil­
lionen Schilling, der ,durch Vorsorge in den
Voranschlägen der kommenden Jahre abgedeckt
werden soll.

Interessant ist auch die Entwicklung des
Geldumlaufes, der aus der Kassagebarung er­
sichtlich ist. Es zeigt sich, daß einem Ein­
nahmeneingang von' 377 Millionen Schilling
Ausgaben von 380 Millionen Schilling gegen­
überstehen, so daß sich ein kassamäßiger Ab­
gang von 8 Millionen Schilling ergibt. Ebenso
ist in der unwirksamen Gebarung ein kassa­
mäßiger Abgang von 8 Millionen Schilling
aufgezeigt, so daß sich ein schließlioher
Abgang von 16 Millionen Schilling ergibt.
Dieser Abgang wird duroh die vorhandenen
Kassabestände gedeckt. Sie hetrugen a111
1. Jänner 1950 28 Millionen Schilling. Es er·
gibt sich sohin ein schließlicher Kassarest am
31. Dezember 1950 von 11 Millionen Schilling.

In mustergültiger Weise ist weiter in der
Druckvorlage eine Übersicht über die aus der
Oeldrechnung stammenden Alktiv- und Passiv­
postenangeschlossen.

Der finanzausschuß hat sich mit diesN Vor­
lage beschäftigt und beschlossen, dem Landtag
folgenden Antrag vorzulegen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der Bericht der niederösterreichischen

Landesregierung zum Rechnungsabschluß des
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Landes Niederöstlerreich für das Jahr 1950
wird genehmigend zur Kenntnis genommen.

2. Der Rechnungsabschluß des Landes
Niederösterreich für das Jahr 1950 wird ge­
nehmigt.

3. Die Verwendung des Betrages von
35,927.896.26 S, das ist der Überschuß der
ordentlichen Einnahmen über die ordentlichen
Ausgaben, zur teilweisen B.edeckung derauß·er­
ordentlichen Oebarung, weiter die Ausweisung
des sonach verbleibenden Abganges von
20,570.634.63 S dieser Oebarung, der später­
hin hereinzubringen ist, werden genehmigt."

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Debatte
hierüber zu eröffnen.

PRÄSIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Wort gelangt Herr Abgeordneter Gen n e r.

Landesrat GENNER: Hoher Landtag! Die
Grundlage des Landeshaushaltes 1950 bildet,
wie es in der Einleitung z.um Rechnungs­
abschluß heißt, das IBudglet 1950. Dieser Vor­
anschlag 1950 war der erste, in dem die E;'­
rnächtigungen für den finanzreferenten, Jas
Budget zu kürzen und zu verändern, aufge­
nommen wurden. Es war auch das erste Bud­
get, in dem es kein Wiederaufbaubudget mehr
gab, sondern nur noch ein ordentliches und
ei-naußeropdentliches Budget. Damals wurde
gesagt, daß die Aufgaben des Wiederaufhaues
durch das ordentliche und außerordentliche
Budget durchgeführt 'werden sollen. Der Rech­
llungsabschluß zeigt, daß unsere Warnungel1,
durch ErmächtigungeIl dem finanZTef,erenten
freie Hand zu geben, vollauf berechtigt waren.
Wie schaut dieser Rechnungsabschluß aus? Im
Budget war vorgesehen, daß das ordentliche
Budget mit einem Abgang von 21 Millionen
Schilling geschlossen hätte, was durch Er­
sparungenund eventuelle Mehreingänge zu
~)edecken gewesen wäre. üer Abgang im außer­
opdentlichen Budget betrug 35 Millionen Schil­
ling, ·der dureh Aufnahme von Krediten zu
decken war. Dazu sind noch durch einen Nach­
tragsheschluß des Landtages 8 Million~n

Schilling gekommen, die ebenfalls durch die
Aufnahme eines Darlehens gedeckt wer.den
sollten. Außerdem war im Budget die Über­
weisung von 13 Millionen aus dem ordent­
liohen in da,s außerorden'tliche IBudget vor­
gesehen. Was ist nun wirklich geschehen? Nun
erfahren wir, daß aus dem ordentlichen in das
außerordentliche B:udget nicht 13 Millionen
Schilling, sondern um 22 Millionen Schilling
mehr, insgesamt also 35 Millionen Schilling
überwiesen worden sind, und es wird mitgeteilt,
daß infolge von iErsparungen, weiter duroh
Mehreingänge,also mehr 1Steuereingänge und
infolge der Tatsache, daß Rechnungen nicht
bez<lhlt wurden· das nennt man Ausgaben-
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rückstände - es möglich war, keine Anleihen
aufnehmen zu müssen. Es bleibt allerdings
noch ein Abg.ang von rund 20 Millionen Schil­
ling, von dem gesagt wird, daß er in den
nächsten Jahren hereingebracht werden soll

Es ist nun gewiß interessant, daran zu er­
innern, was der finanzreferent anläßlich der
Budg~tberatung über die Aufnahme von Dar­
lehen gesag,t hat, und wie er damals den Antrag,
den Abgang im außerordentlichen Budget
durch die Aufnahme eines Darlehens zu decken,
begründet hat. Er hat damals unter Hinweis
darauf, ,daß im Jahre vorher der Kredit von
25 Millionen Schilling nicht in Anspruch ge­
nommen wmde, wörtlich gesagt: "Ich möchte
insbesondere noch datauf verweisen, daß es
nicht immer leicht ist, diese verhältnismäßi.g
hohen Beträge als Kre·dit zu bekommen. Wenn
wir Ihnen den Vorschlag erstatten, so darf ich
hinzufügen, daß es nicht nur ein Vorschlag
ist, sondern daß diese Kre·dite auch tatsächlich
bereitgestellt :und hei den verschiedenen Kredit­
instituten gesichert sind." Man konnte daraus
entnehmen, daß ernsthaft an -die Aufnahme
einer Anleihe zur Arbeitsbeschaffung, zur f'ör­
derungder Wirtschaft -, das war ja der
Zweck und Sinn dies Beschlusses des Land­
tages - gedacht 'wor,den ist. Wir wissen, daß
auch in den folgenden Jahren vo·n dieser Er­
mächügung ·des Landtages, solche Amleihen
aufzunehmen, das heißt in den Jahren 1951
und 1952, bisher ,nicht Gebrauch gemacht wor­
den ist. Amtatt dessen hören wir jetzt davon,
daß durch diese "IBedeckungsweise", durch
.,Überrechnungen" usw. ein Teil des Defizits
gedeckt worden ist. Das Land kommt dabei
zweifellos nicht besser weg. Welche :Bewandt'nis
hat es überhaupt mit den Ausg,abenrück­
ständen? Da erfahren wir, daß am Ende des
Jahres die Höhe der Ausgabenrückstände auf
rund 60 Millionen Schilling angewachsen ist,
was damit begründet wird; daß Kredite zu
spät in Anspruch genommen wurden, daß
Rechnungen erst später vorgelegt wurden uncl
daß nun alle diese Ausgahen erst im kommenden
Jahr gemacht werden sollen, also in einer Zeit,
wo unterdessen neue Teuerungen und neue
Preissteigerungen .eingetreten s.ind, was zur
folge hat, daß die Bauvorhaben, die Aufgaben,
die vorgesehen waren, nioht oder nicht zur
Gänze durchgeführt werden können. Das ist
das Entscheidende, daß Wiederaufbauarbeiten,
Arbeiten für die Förderung der Wirtschaft, die
im Budget vorgesehen waren, und nun - nach
den Erklärungen, die damals gemacht worden
sind - ·durch das ordentliche und außerordent­
liche Budget hätten .durohgeführt werden sol­
len, nicht durchgeführt worden sind. IEs gibt
da einen sehr merkwürdigen Ausgabenrück­
stand im Betrag von 10,2 Millionen Schilling,
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und zwar bei den Bedarfszuweisungen an
Oemeindeverbände und Gemeinden. Das wiJ1d
damit begründet, daß ein \Betrag von 1,8 Mil­
lionen Schil1ing sehr spät eingelangt ist und
daß die Gemeinden die Unterlagen zu spät
lief.erten, so daß der Betrag erst im nächsten
Jahr aushezahlt wer,den konnte. Hier ist ein
bestimmter Betrag für die Bedarfszuweisungcn
für dieses Jahr vorgesehen gewesen und es ist
selbstverständlich notwendig, daß dieser Be­
trag auch in diesem Jahr an die Gemeind·cn
ausgezahlt wir,d, weil sonst die Gemeinden ge­
schädigt werden und weil sonst die Gemeinden
dem Land Kredit geben. Die Wahrheit aber
ist, daß Beträge, die für Bedarfszuweisungen
bestimmt sind, für andere Zwecke verwendet
werden, rüimlich zur ,Bezahlung von Rech­
nungen für Landesausgaben, was nach unserer
Auffassung vol1ständig widerrechtlich und
unges:etzlich ist; darüber hinaus werodien die Ge­
meinden 'geschädigt.

\X!enn man die Erläuterungen anschaut, die
sehr ausführlich sind, kommt man zu dem Er­
gebnis, daß hier eine Finanzpolitik der bewuß­
ten Schädigung und Benachteiligung des Lan­
,des betrieben wor,den ist. Da wimmelt es nur
so von,E rsparungen, Kürzung von Krediten
usw. Ich wil1 nur einige von den zahlreichen
Beispielen, -die es da gibt, und die die Ahgeord­
neten 'Wohl sehr sorgfältig nachles,en sollten,
anführen. Da heißt es zum Beispiel unter
vielenand'eren: Da die geplante Errichtung
der Landesberufsschule für Sc1meider unter­
blieben ist, enthel auch die Neueinrichtung der
Lehrwerkstät'ten - 21.000 S erspart; oder:
Den tatsäohlichenErfordernissen entsprechend,
werden verschiedene Bauten nicht zu Ende ge­
führt -- 217.000 S erspart. Ein Voranschlags­
kredit wurde nicht in Anspruch genommen, "da
die in einigen Gemeinden geplante Kanalisation
mangels notwendiger Bundes- und Inter­
essentenmittel zurückgestellt wurde" 1 Mil­
lion Schil1ing erspart. So läppert sich das zu­
sammen. Es gibt aber noch eine schöne Stelle,
da heißt es: "Der Anfall" von neu zu
prämiierenden Dienstnehmern lag unter dem
jährlichen Durchschnitt, außerdem Ausfal1 an
Prämienbeziehern infolge Ablebens." Wieder
rund 30.000 Schilling erspart! Gott sei 'Dank,
die sind rechtzeitig gestorben und der Finanz­
referent hat wieder einen Betrag zur Ver­
fügung, den er auf seine Weise, nach seiner
Allsle,gung des Budgets, venvenden kann. Das
ist das Entscheidende, daß alle diese willkür­
lichen Kürzungen undErsparungen Ül engstem
Zusammenhang stehen mit der groß'en Benach­
teiligung Nieder'Österreichs auf allen Oebiden,
die theoretisch zwar immer wieder zugegeben
wird, inder Praxis aber c1mch ,die PolitiK, die
von der Landesregierung betrieben wird, unter-

stützt und gefördert wird. Nehmen wir nur
einige Beispiele. Es wird jetzt wi,;r:kr- viel­
leicht weil in absehbarer Zeit Wahlen kommen
- davon gesprochen, daß die 9 Prozent, clle
Niederösterreich aus dem Wohnhauswiederauf­
baufonds hekommt,ungerecht sind und daß es
eigentlich auf 25 Prozentnaoh der anerkannten
Größe seiner Schäden Ansprruch hätte. Aber
ehe Vertreter der Landesregierung in dieser \
Kommission, ,die Führungen der Koalitions­
parteien, hätten schon längst die Möglichkeit
gehabt, diese Ungerechtigkeit zu bes2itigen.
Wie groß der Schaden bereits ist, geht daraus
hervor, daß im Jahr 1951 Niederösterreich
einen Betrag von 54,3 Millionen Schilling er­
halten hat,das sind nur 8,1 Prozent; An­
spruch hät,te es auf mindestens 167 Millionen
Schilling gehabt. Dieselbe 'Senacht,eiligung ist
heim WOlhn- und Siedlungsfonds. Auch der
Landesrat Müllner hat gegen diese Benach­
teiligung Stellung genommen und erklärt, daß
wir viel zu wenig bekommen, daß wir statt
18 nur 14 Prozent bekommen und daß das
einen Ausfall von 12 Milliünen Schilling be­
deutet. Es Süll jetzt eine Neuregelung durch­
geführtwerden, und zwar auf der Grundla-ge
einer Besprechung der Ländervertreter, die
sich auf einen gemeinsamen Vorschlag an das
Sozialminiskrium geeinigt haben; ein Vor­
schlag, der neuer-dings eine 'Benachtei'ligung
Niederösterreichs bedeutet, weil ,hier die An­
regung gemacht wor,den ist, daß man bei der
Aufteilungauch auf den Bevölkerungszuwachs
Rücksicht nehmen soll, wobei 'jeder weiß, daß
der Bevölkerungszuwachs in den westlichen
Bundesländern sehr groß ist und daß in Wien,
Niederösterreich und Burgenland eine Bevöl­
kerungsabnahme zu verzeiohnen ist. Wenn man
fragt, wie es möglich ist, daß die Vertreter
Niederösterreichs einer solchen Sache zustim­
men, wird einem mit gespielter Naivität ge­
sa,gt: Wir mußten das machen, sonst hätten die
Vertreter der anderen Bundesländer nicht zuge­
stimmt. Das fällt ebenfalls in das Kapitel der
systema tischen Benachteiligung Niederöster­
reiohs. So ist es auf allen Gebieten. In Nieder­
österreich 'Werden die Straßen vernachlässigt;
in iden westlichen Bundesländern werden neue
Straßen zu strategischen Zwecken angelegt. In
Niederösterreich werden ,die großen Projekte
nicht ,durchgeführt, zum Beispiel das Donau­
kraftwerk und die Marchfeldbewässerung. Der
Bau der Kamptalkraftwerke geht nur schlep­
pend weiter. Die Durchführung großer Bau­
vorhaben wäre mit einigen Anstrengungen und
bei einer verantwortungsbewußten Politik
selbstverständlich möglich. Die folge dieser
Benachteiligung Niederösterreichs dLlrch ,die
Bundes- und die Landesregi,erung ist, daß die
Arbeitslosigkeit in Niederösterreich zu Beginn



Landtag von Niederösterreich. II!. Session der V. WahLperiode. - 14. Sitzung am 27. Juni 1952. 305T
r, der Saison langsamer sinM und im Herbst

mehr steigt als in den westlichen Bundeslän­
dern. Ende Mai wurden in NiederösterreICh
23.000 Arbeitslose gezählt, das sind um
43 Prozent mehr als im Vorjahr, während es
im Bundesd'uTchschnitt nur 26 Prozent mehr
Arbeitslose als im Vorjahr gibt. Diese Benach­
kiligungspolitik hat weiter zur Folge, daß die
Verschuldung der Gemeinden, was heute wohl
niemand mehr leugnen kann, ,außerordentlich
zunimmt, wobei die St'euerhoheit der Ge­
meinden immer mehr durch verschiedene
Zwangsmaßnahmen bei den Bectarfszu'Weisun­
gen, ihei den Zuweisungen aus dem Schulbau­
fonds us'w. eingeschränkt wird.

Dies'er Rechnungsabschluß ist ebenfalls ein
Beweis für die systematische Politik der Schä­
digung Nili'lderösterreichs. Dieser Rechnungsab­
schluß ist der Beweis einer finanzpolitik zum
Sohaden Niederösterreichs, dieser Rechnungs­
abchluß ist das Merkmal einer unordentlichen
finanzwirtschaft, die den Beschlüssen des
Landtages über das Budget nicht Rechnung
trägt, sondern diese 'B,eschlüsse miß,achtet. Ein
Landtag, der sich seiner Verantwortung be­
wußt ist und di,e Finanz- und Wirtschaftspolitik
der Benachteiligung Niederösterreichs ablehnt,
muß auch diesen Rechnungsabschluß ablehnen.

PRASlDiENT: nie Rednerliste ist erschöpft,
der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg.HILLGARTH (Schluß­
wort): loh bitte um Annahme dieses Antrages.

PRÄSIDENT (nach Abstillllllun~ über den
Antra~ des f'inanzausschusses): An g e­
u omme'n.

Ich ersuche ,den Herrn Abgeordneten
Ba chi n 'g e r, die Verhandlung z:ur Zahl 327
einzuleiten.

Berichterstatter Abg. BACHINGER: HO'her
Landtag! Ich habe namens des finanzaus­
schusses über die Vorlage ,der Landesregi'erung,
betreffend Voranscihlag 1952, 'Bewilligung von
Überschreitungen und gegenseitirge Deckungs­
fähigkeit von Voranschlagsansätzen; 'Verwen­
dung des Kredites beim außerordentlichen Vor­
anschlagsansatz 2410 zu berichten.

Die Wiener. Stadtwerke, Elektrizitätswerke,
begannen im April 1951 mit ,der Neuinstallie­
rung des Kabelnetzes und der Umschaltung
des Gleichstromes auf Wechselstrom im Be­
reich der Herrengasse. Dadurch war das Amt
der niederösterreichischen Landesregierung ge­
zwungen, die Elektroanlagen der Herrengasse
Nr. 9 bis 13 neu zu installieren. Im Hinblick
auf dies,e Maßnahme wurden bei .. Erstellung
des Kredites beim Voranschlagsansatz 02--3 I,
Beleuchtung und Stromkosten, für das Rech­
l1ungsjahr 1952 die Stromkosten auf Grund
des mit dem E-,Werk inzwischen neu abge-

schlossenen Stromlieferungsverh'ages errechneL
Die Umschaltung verzögerte sicb jedoch infolge
Lieferschwierigkeiten (vor allem bei Kupfer)
so weit hi,naus, daß der neue und verbilligend
'wlinkende Stromlieferungsvertrag erst im Monat
April in KraH treten konnte. na diese Ver­
zögerung bei Erstellung des Voranschlages
nicht vO'f'ausgesehen werden konnte, ist der
Kredit beim Voransc:hlagsansatz 02-34, Be­
Iwchtung und Stromkosten, zu ,gering veran­
schlagt. Da weiterhin ,die letzten Stromrech­
nungen aus dem Rechnungs,jahr 1951 zu
Lasten des Kredites des Voranschlages 1952
angewiesen werden mußte.n, da sie im vor­
jä:hrigeu Kredit keine Deckung mehr fanden,
würde zusammen mit weiteren Umschaltungs­
kosten für Stromkosten ei'ne Überschreitungsbe­
willigung im Betrag von 367.000 S notwendig
sein. Das 'Präsidium als die diesen Kredit ver­
waltende Stelle gibt gleichzeitig die Zusiche­
rung, daß es 'Voraussichtlich bei den PosHionen
02-13, 02-22, 02-17 und 02-35 Ein·
spar.ungen 'von insgesamt ungefähr 100.000 S
erzielen wird.

Im Voranschlag 1952 sind hei den Krediten
des Bauhofes Laa an ,der Thaya, und zwar
beim Kredit des Voranschlagsansatzes 745-40,
Kraft fah rwese'n, 50.000 S und beim Voran­
sohlagsansatz 745-62, Instandha1t:11'ng der
Ba11'gerM,e, Baumasc'hi'llt'llund Werkzeug­
maschinen einschließhch IErgänzung der Werk­
zeuge, 170.000 S vorgesehen worden. Nunmehr
wurde vom Landesamt :B/4 festgestellt, ,daß
der Betrieb von am Bauhof stehenden Kra,ftfahr­
zeugen und deren <Reparaturen nach der Er'fah­
rung der Monate Jänner bis April 1952 un­
verhältnismäßi,g höhere Ausgaben verlangt als
die im Voranschlagsansatz 745-40 vorgese­
henen Mittel decken können. Andersei,ts wurde
festgestellt, daß beim Kredit des Vomnsohlags­
ansatzes 745-62 ein Betrag von 70.000 S
nicht in A'nspruch genommen werden wir,d.
Diese Einsparrung 'Von 70.000S würde die vor­
aussichtlichen Mehrausgahen beim Voran­
schlagsansatz 745~40 deoken.

In der Erlä'11'terung zum außerord~ntlichen

Voranschlag 1952 wurde für .den Kredit beim
Voranschlagsansatz 2410, Landesfachschule
für das Eisen~ und Stahlgewerbe in Waidhofen
an d~r Ybbs, im Betrage von 3,000.000 iS ,als
Verwendungszweck die fortsetzung des Neu­
baues der Landesfachschuleangef'Ührt. In den
außerordentlichen Voranschlägen der Jahre
1950 und 1951 hatte die genannte Anstalt für
die notwendige 'Erneuerung des Ma,schinen­
parks und die damil zusa'lllmenhängenden l)m­
hauarbeiten an den elektrischen :Einriohtungen
der Werkstättenins1gesamt 160.000 :S zur Ver­
fügung. Dieser Betrag wurde bis auf einen
kleinen Restbetrag seiner Bestimmung zuge-
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führt. Die Erneuerung des Maschinenparks
war notwendig geworden, da die in den Werk­
stätten und Lehrwerkstätten der Landesfach­
schule in Betrieb stehenden Maschinen nicht
mehr den Anforderungen einer mo,d·~rnen fl~­

rung einer solchen Sohule entsprechen und
außerdem die Sicher;heit der arbeitenden
Schüler und der B'eleg3chaft durch den über­
alterten Maschinenpark gefährdet erscheint.
In diesem Zusammenhang muß auch die gegen­
wärtig der Anstalt zur Verfügung stehende
Stromversorgung erneuert werden. Nach d~n

letzten Überschlagsreohnungcn\\ ürden untcr
Berücksichügungder gegenwärtigen Preislagen
für den restlichen notwendigen Umbau auf
Einzelantrieb der Maschinen rund 98.000 S
und für die dringendsten AnschaHungenan
Maschinen.47.000 S erforderlich sein. Wenn,
wie das Landesamt V/3 beantragt, diese An­
schaffungen in der ungefähren Ges,amthöhe
VOIlJ 150.000 S zu Las,ten des .genannten
Kr,edites beim Voransohlagsansatz 2410 ver­
rechnet würden, würde der in der Erläuterung
bezeichnete Verwendungszweck eine Erweite­
rung dahi:n,giehend erfahren, daß der Oesamt­
kredit zur Fortsetz;ung des Neubaues der Lan­
desfachschu1e, jedoohbis zu einem Betrag von
150.000 S zur Erneuerung des Maschinen­
parks zur Verfügung steht.

Der IFinanzausschuß beehrt sich daher, fol­
genden Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle heschließen:
,,1. Die Überschreitungen beim Kredit des

Voranschlagsansatzes 02- 34, Beleuchtung
und Stromkosten, im ordentlichen Voranschlag
1952 wird bis zum Betrag von 3fl7.000 S be­
willigt.

2. Der Kredit beim Voranschlagsansatz
1'15--02, Instandhaltung der IBdugeräte, Bau­
maschinen und Werkzeugmaschinen einschließ­
lich Ergänzung der Wet1kzeuge, wird Ztl­

gunsten des Kredites beim Vor.anschlagsansatz
745-40, Kraftfahrwesen, bis zum Betrag von
70.000 S als einseitig deckungsfähig erklärt.

3. Die Verwendung eines Betrages von
150.üO() S zur Erneuerung des Maschinen­
parks zu Lasten des außerordentlichen Kredites
1952 beim Voranschlagsans,atz 2410, Landes­
fachschule für das Eisen-und Stahlgewerbe in
Waidhofenan der Ybbs, wird zur Kenntnis
genommen."

Ich bitte das ,Hohe Haus um Annahme dieses
Antrages.

PRÄSIDENT: Zum Wort ist niemand ge­
meldet, wir kommen zoUr Abstimmung. (Nach
Abslirnrnung über den Antrag des Finanzaus­
schusses): An gen 0 m me n.

Ich ersuche den Herrn Abg. Ger h art 1,
die Verhandlung zur Zahl 32q einzuleiten.

Berichterstatter Abg. OERHAHTL: Hoher
Landtag! Ich habe namens ·des Schulaus­
schussßS über di·e Vorlage' der Landesregierung,
betreffend das Gesetz über den Beginn der
Schulpflicht zu hericht~n.

Mit dem Bundesges'.:tz vom 13. febr1lai"
1952, BOBI. Nr. 44/1952, wurde der Beginn
der Schulpflicht geregelt.

Im Sinne des § 2 dieses Gesetzes und gemäß
Art. 42, Abs. 3, des Bundesverfassungsgesetzes
vom 7. Dezember 1929, BGBI. N r. 393, ist
zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in
Niederösterreich ein übereinstimmendes Lan­
{iesgesetz erforderlich. Darum stimmt auch der
vorliegende ,Entwurf dieses Landes,gesetzes mit
dem genannten Bundesgesetz zur Gänze
überein.

Nach diesem Gesetz beginnt die Schulpflicht
mit dem auf ·die Vollendung des sechstel1
Lebensjahres folgenden 1. September, jedoch
k ö n n en Kinder im vorschulpflichtigen Alter
bei Schulanfang in die Schuleaufgienommen
werden, wen n über ihre geistige und körper­
iiche Reife kein Zweifel besteht und wenn sie
spätestens an dem ,auf den Anfang des Schul­
jahres folgenden 31. Dezember das sechste
Lebensja1hr vollenden.

Der Antrag des Schulausschusses lautet
(liest):

Der I-iohe Landtag woUe beschließen:
,,1. Der vorliegende Gesoetzesc'ntwurf (siehe

Landesgesetz vom 27. Juni 1952) über den Be­
ginn der Schulpflicht wird genehmigt.

2. Die Landesregierung wird angewiesen,
wegen Durchführung dieses Beschlusses das
Erforderliche zu veranlassen."

Ic'h bitte um Annahme des Antrages.
PRÄSliDENT: Zum Wort ist nimand gemel­

det, wir kommen zur Abstimmung. (Nach AlJ­
stirnlllun.i!,' über den Wortlaut des Gesetzes, fiber
Titel und Einganf.!,' und ülJer das Gesetz als
Ganzes sowie über den Antraf', des Schul­
ausschusses): Angenommetl.

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten Inge­
nieur H i r man n, die Verhandlung zur
Zahl 297/1 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. Ing. HIRMANN:
Hoher Landtag' Ich habe namens des Verfas­
sungsausschusses über den Antrag der Abge­
ordneten Stangler, fehringer, Zach, Ing. Hir­
mann, Hainisch, Ernecker und Genossen, be­
treHend Abänderung ,des niederösterreichischen
Lichtschauspielgesetzes vom 12. Juli 1935,
LGBI. 154, zu berichten.

Im § 17 des niederösterreichischen Licht­
schauspielgesetzes vom 12. Juli 1935, ver­
öHcntlicht im LOB!. Nr. 154, ist für die z,,1­
lass.ung ,der Vorführung von Laufbildern vor
Personen, die das Ifl. Lebensjahr noch nicht

r.
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vollendet haben, eine besondere Genehmigung
durch die Landesregierung vorgesehen. Dies'e
\vird in allen fällen, wo ein Gutachten des
Bundesministeriums für Un~erricht (film­
begutachtungssteIle) bereits vorliegt, ohne
neuerliche Vorführung und Prüfung der filme
gegeben.

Es hat sich nun .gezeigt, daß diese Alters­
grenze nicht den ,Erfordernissen derheuti.gen
Zeit entspricht, da zahlreiche filmerzeugnisse
auf den Markt gelangen, welche geeignet sind,
eie sittliche, geistige und gesundheitliche Ent­
wicklung jugwdlicher Personen, insbesondere
(;urch Verleitung zu Gewalttaten oder zu straf­
baren Handlungen, schädlich zu be,einflussen.
Das trifft inshesondereallch für jugendliche
im Alter von 16 bis 18 j.ahren zu. Es er­
scheint also der Schutz der jugendlichen bis
zum 16. Lebensjahr nicht mehr ausreichend,
sündern müßten vielmehr auch jugendliche der
Altersstu·fe von 16 bis 18 jahren bei besoll­
ders schädlichen ·filmen in diesen Schutz ein­
bezogen werden.

Der Verfassungsausschuß hat sich diesem
Antrag angeschlossen und stellt nun folgenden
Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der zuliegende Gesetzesentwurf (siehe

Landesgesetz vom 27. juni 1952) über di,e Ab­
änderung des Gesetzes vom 12. juli 1935, be­
treffend die Veranstaltung von Lichtschau­
spielen (Lichtschauspielgesetz), LOBI. NI'. 154,
wird genehmigt.

2. Die Landesregierung wird beauftragt,
wegen der Durchführung dieses Oesetzesbe­
schlusses ,das Erforderliche zu veranlassen."

Ich bitte den Herm Präsidenten, über die-oen
Antrag die Debatte weröffnen.

PHASIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Wort g·elangt Herr Abg. Pos pis chi 1.

Abg. POSPISCHIL: Hoher Landtag' Der
vorliegende Antrag soll im falle seiner An­
nahme die Möglichkeit bieten, in manchen
f äl1en das jugendverbot f·ür die Vorführung
von Laufbildern, wie es hier heißt, ,hinsichtlich
des Alters von jugendlichen von 16 auf 18
j alu,e hinaufzus'eben. Das ist eine Maßnahme
präventiver Natur, die angesichts der flut an
Schund- und Schmutzfilmen, ,die aus dem Aus­
land nach Österreioh gekommen sind, weni;;
wir1ksam werden wird. Im Laufe meiner Ausfüh­
rungen werde ich noch nachweisen, daß in der
letzten Zeit sogar eine Steigerung der Einfuhr
an derartigen filmen nach Österreich einge­
tre~en ist. Die Bezeichnung "jugendverbot" ist
dabei keinesweg geeignet, die jugendlichen
bis 18 jahre von den verheerenden Wirkun­
gen dieser Art von Filmcn z.u bewahren; denn
die Bezeic'hnung "Jugendverbot" fordert nicht
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nur eine verstärkte Neugier der jungen Men­
schen heraus, hier zu sehen, was verboten ist,
sündern auch den Wi11en, ein Verbot um­
gehen zu ,l\'ö'11nen. Ihnen ZUr falschen Hilfe
gesellt sich die mangelnde Kontrolle in den
Kinos, die wieder ihre Ursache im Geschäfts­
interesseder Besitzer findet, die heide Augen
zudrücken, um ,das Kino voH zu bekommen.
Es ist psychologisch richtiger und zweckent­
sprechender, sich an Stelle der Bezeichnung
"jugendverbot" der !Bezeichnung "jugendfrei"
für alle erlaubten filme zu bedienen und ich
werde mir erlauben, am Schlusse meiner Aus·
führungen einen diesbezüglichen Antrag zu
sie11en. 'Der nun zur Beratung dem Hause vor·
liegende Antrag kommt reichlich spät, darüber
hinaus ist er in seiner formulierung nicht sehr
befriedigend; er ist das Ergebnis einer Ein­
ladung des Bundesministeri'ums f'ür Unterricht
an die Landesregierungen, also auch an die
lüederösterreichische Landesregierung, die die
f rage des Hinaufsetzens der Altersgrenze
prüfcn so11el1. Der vorliegende Antrag ist
jedoch nicht, wi'e man annehmen müßte, ein
Antrag der Landesregierung, sondern ein An­
trag der ÖVP; offenbar mit dem Zweck, für
sich propagandishsches Kapital daraus zu
schlagen. 'Der ganze Fragenkomplex der
Sohund- und Schmutzfilme in österreich ist
viel zu ernst,als daß man mit halben Maß­
nahmen, wie sie dieser 'Vorliegende Antrag vor­
sieht, einfach darüber hinweggehen 'könnte.
Hier ist eine gewisse Pr,üfung dieses 'ganzen
f,ragenkompl'exes notwendig, wenn man an den
Kern der Materie, an den Kern des Problems
kommen will. Schließlich geht es ·dabei um das
kostbarste Gut des österreichischen Volkes, um
seine jugcnd! Ich erinnere 'hier an die 5tel­
lungnahme des Bundeskanzl,ers auf eine par­
lamentarische Anfrage, betreffend die systema­
tische Vergiftung derösterreichischen jugend
'durchamerikanische Gangsterfilme und ähn­
liche Schundliteratur, in der es wortwörtlich
heißt, daß nach der österreich ischen Bundes·
verfassung das Kinowesen Landessache ist und
dem Bund daher verfassungsmäßig ein kon­
kretes Eingreifen im Sinne der Anfrage nicht
möglich ist. Man muß hier die 'frage auf­
werfen, ob es wirklich so ist. Der Landes­
hauptmann von Wien hat auf eine sinngemäß
gleiche Anfrage zu Ende des Monats Mai'
vorigen jahres geantwortet, 'und zwar heißt es
da: "Bezüglioh der Einf,uhr vün filmen muß
ich daran erinnern, daß die Entscheidung dar­
über der Außenhandelskommission im Bundes­
ministerium für Handel und Wiederaufbau zu­
steht." Das heißt mit anderen Worten, der
Bund schiebt hier offenbar die ,große Verant­
wort'ung für die österreichische JugC/1ld auf die
Länder und die Länder stellen sachlicherweise
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was auc'h stimmt - dazu fest, daß der Herd
der Seuche in diesem f alle in der Auß,enhan­
delskommission des Bundes liegt. Währcnd
dieser KompetenzabgrenZlungen, wobei der ein,e
die Schuld auf den anderen schiebt, wird die
Jugend der grenzenlosen Profit;gier ausländi­
scher filmverleihgesellschaHen als Opfer über­
lassen. Daß es sich dabei wirklich um eine
Opferung handelt, ist kei1neswegs nur vom
Linksblock fest,gest,ellt wordcn, wie ich an fol­
genden Beispielen hier auch klar festhalten
will. Da schreibt ,das "Kleinc Volksblatt" vom
9. März 1952 über den amerikanischen film
"frau ohne Gewissen" (liest): "Einer Gesell­
schaft, in der ein solcher film entsteht und
vorgeführt werden kann, mangelt es als Ge­
samtheit an Gewissen. Selten sahcn wir einen
so perfekten Mord und hörten einen so
gemein-brutalen Di:alog. Ein perv'ertierter
Intellekt überschreitet die Grenzen des iErträg­
lichen und verhert das Recht, toleriert' zu
wer,den."

Ei'n anderes Beispid: In ,der katholi-
:,chcn Wochenzeitschrift "Die furche" vom
5. A,ugust 1950 wird das 'Ergebnis einer Um­
frage veröffentlicht, da heißt es (liest): "Von
1470 befragten Hauptschülern gehen 88,02
Prozent der Knaben und 66 Prozent der Mäd­
chen mil1'dest einmal monatlich und 27 Prozent
(ler Knaben und 10 Prozcnt der Mädchcn ein­
mal wöchentlich ins Kino. Eine groß,e Anzahl
besucht jugcndverbotene filme. Begründungen:
,Weil gekämpft ,und gerauft worden ist', ,wild
und ,aufregend', ,weil geschossen worden ist'
und so weiter."

Hören wir nun die Kritik ,der "Arbeiter­
Zeitung" 'vom 14. Aprii 1951 über ,den ameri­
kanischen Gangsterfilm "Asphalt-Dschungel".
Da heißt es (liest): "Eine wirkungsvolle
filmische Schule für lEinbrecher, in ,der das
Verbrechertum als eine B,erufsklasse, wie alle
anderen, dar,gestellt wir,d, und dies mit einer
del1artigen Konsequenz, daß ein 'bankrotter An­
walt laut proklamieren darf: Auch das Ver­
brechen ist eine Art des Existenzkampfes."

Das sind nur ,einige wenige warnende
Stimmen, die jedoch an Gewicht sehr zu­
nehmen, wenn ich Ihnen im folg/cnden an ver­
gleichbaren und überprüfbaren Ziffern den
filmimport nach Öst,erreich illustrier,en werde.
Ich stelle denfilmimport des Jahres 1947
jenem des Jahres 1951 gegenüber. Währcnd
also im Jahre 1947 aus Amerika 31 filme
nach Österreich importiert wurden, von denen
5 Schund- und Schmutzfilme waren, wurden
im Jahr 1951 bereits 205 filme aus den USA
nach Österreioh gebracht, worunter nicht
weniger als 107 Schundi-und Schmutzfilme
waren. Das ist, rund gerechnet, eine Ver­
gechsfachung im Gesamten und eine Vcr-

zwanzigfachung hinsichHich der Schmutz- und
Schundfilme. Bei dem Import der Filme aus
frankreiohund IEngIaJ1ld liegen die Ziffern
\vescntlich tider, während aus ,der Sowjetunion
die gering.3te Zahl an filmen in den letzten
Jahren nach Östeneich kam und worunter
nachweisbar kein einzi,ger Verbrecher- oder
Gangsterfilm anzutreffen war. Nebcn dieser
nut an Schund- und Schmutzfilmen von
Amerika nach Österreich und ,(]iCH 'ver<lleerenden
Auswirkungcn auf die österreichische Jugend
ist diese Tatsache jetzt auch eine entscheidende
und ich möchte sagen eine sehr wesentliche
frage für dieösterreichische Wirtschaft. So
hat Österreich seit Kriegsende für importierte
filme nicht weniger als I)/.; Millionen Do11a1'
bezahlen müssen. AIlein im Jahr 1951 ver­
,dienten Idie neun USA-FilmNerleihgesell­
scha'ften durch den Verleih der Filme, und
zwar ,der Gangst,erfilme an österreich, üher
rund 600.000 Dollar. 'Das sind gewaltige Sum­
men, wenn 'man ,gleichzeitig an das steigende
österreichische Außenhandels,defizit denkt.
Diese Einfuhr der Oangsterfilme .ist eines jener
Dinge, die im IRahmen des Marshall-Planes
von den heiden Regierungsparteien stillschwei­
gend zur Kenntnis genommen wur,de.

,Es ist dazu noch festzustellen, daß hier die
Gi'er dieser ausländischen Kapitalisten mit den
Amerikanern an ,der vordersten Stelle st'eht,
nämlich an dem österreichischen Volk zu ver­
dienen, :und vo'r aIlem bei der Jugend dabei
jede Menschlichkeit im Herz'en zu verhärten,
sie für Mord und Totschlag ,abgestumpft zu
111 achen und sie dadurch seelisch für einen
dritten Krieg vorzubereikn. Das ist diesen ge­
wisscnlosen Geschäftemachern 'nur möglich,
weil sie eine gleichermaßen gewissenlose Hal­
tung im Staate und in den Länd,ern vorfinden.
Diese Kreise können es vor ihrem Gewiss,en
offenbar leichter verantworten, dieses Ver­
hrechen an der österreiohischen }ug,end Zu
dul'den,als auf das Wühlwollen dieser auslän­
dischen Geschäftemacher, die skrupellos genug
sind, wi,e das Ansteigen di,eser ,filme zeigt, zu
verzichten. Was bei.m Bund und beim Land
bisher vergeblich gesucht wurde, nämlich Ver­
.antwortungsbewußtsei'n in dieser so ernsten
Frage, ist -und das muß hi,er f.estgestellt
werden -- in zunehmendem Maße in der
Öffcntlichkeit anzutreffen 'gewesen. So war es
zum Beispiel ,der bekannte Staatsanwalt 'Vom
Jugendgericht Wien, Dr. Franz Erhard, der
in einem kürzlich gehaltenen Vortrag über die
brutalisierende Wirkung ,diesIel' Schund- 'und
Schmutzhlme zu dem Schluß kam, daß es
zweifelsohne filme gibt, ,die als direkter An­
stoß für ein Verbrechen el'kannt werden
müss'en. Aber auch öffentliche und vom Volk
gewählte Körperschaften, wie der lnnsbrucker
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Oemeinderatund - um hier ein nirederösterrei­
chisches Breispiel anzu,frühren - der Temitzer
Gemeinderat, harben sich 'Ohne Unterschied der
Parteirichtungen gegen diese Flut von Schund­
und Schmutzfilmen ,arUrs,gesprochen 'und bei den
Landesregiemngen energische 'Schritte ver­
langt. Darüher hinaus waren es auch eine
Reihe von Schu,lmännern und 'Direktoren in
Niederösterreich, tdi,e sich für ein Einfuhl1ver­
bot von Verlbrecherfilmen aus ,dem Ausland
ausgesprochen haben. So ist ,a,uch hier be­
kannt, daß sich dafür aussprechen: Die thfo­
iogische Leh'l1anstalt in tHeiligenikreuz, die
Direktion des Bundesrealgymnasiums in
Wr. Neustadt, der Direkt'Or des 'Bundes'gym­
nasiums in Krems, der ,gesamte Lehrkörper der
Bundeslehrerbildungsanstalt in Krems, der
Herr Konviktsleiter ,des Bundeskonvikts in
Waidhofeflian der Ybbs, die Direktion und der
Lehrkörper der Landesfachsühule für das
Eisen- und Stlahlgewerbe in Waidhofen an der
Ybhs, um nur - einige von diesen hi,er zu
nennen.

Der dem H'aus vor.Iicgende Antrag ist, das
muß sachlich festrgestellt werden, kein energi­
scher Schritt gegen die VergiHung unserer
Jugend, wie er duroh diie g,esamte Presse in
,drer öffentlichkeit immer wieder verlangt wor­
den ist. Er ist bestenf,alls ein schüchterner Ver­
such mit untauglichen Mitteln. Hier gibt es
nur einen einzigen wirksamen Ausweg, und
das ist ,das Einfuhrverbot für Schund- und
Schmutzfilme, ganz gleichgültig, von wo sie
kommen mögen. Hier darf es keine Ausrede
auf diese oder jene Verfassung geben, hier
muß das W'Ort Pestalozzis wahr werden: "F'ür
die Jugend ist da's Beste gerade gut genug."

Zweifelsohne igibt es 'einen Weg, ich weise
auf die Mö'glichrkeit der Verweigerung von De­
visen für die Einfuhr derarHger Filme hin. Ich
stelle daher, zum Schlussle meiner Ausführung,en
kommend" folgende Anträge.

Der erste Antrag laut'et (liest):
Der Hohe Landtag wolle heschlireßen:
"Die Landes'regierung wir,d lauf'gefordert,

beim Bund 'energische Schritte zu unternehmen,
rum ein ;allgemeines 'Verbot der Einfuhr von
Schund- ;und Sohmutzfilmen zu 'erwirken." •

Der zweite Antrag lautet (liest):
Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert, die

erfor:derlichen Schritte zu unternehmen, damit
die für die Jugend erlaubten Filme als
"Jugendfrei" bezeichnet werden, das Wort
"Juigendverhot" nicht mehr verwendet 'und der
Besuch 'Von filmen ohne IBezeichnung für
jUrgendliche verboten wird."

Ich ,bin überzeugt, daß wir damit der
Jugend einen gl1ößeren Dienst erweis,en, wenn

wir auch hier im niederösterreichischen Land­
tag mithelfen würden, dafür zu sorgen, daß
dierartige Verbrecherfilme, Schmutz- und
Schundfilme, nicht mehr auf die rÖsterreichisohe
Jugend und damit nicht mehr auf die nirtlder­
österreichisehe jugend, wirken können. loh: bitte
Sie, bei der Abstimmung über meine beiden
vo,pgebrachtren Anträ,ge di,es zu Ibedenk,en.

PRÄ'5lliDE NT: Zum WO'l-t gelangt 'Herr
Abgeordneter Dr. S te i n g rÖ rt te r.

Abg. Dr. STIEINGÖTTER: HoherLandtag!
Ich habe schon i'n mehreren Sitzungen des Ver­
fassungsaussohusses bei V'erschiedenen Ge­
legenheiten darauf !h:ingewiesen, daß unser~

derzeitige Verfassung bei gewissen Gebieten
der GesetzgehuIlig in tbezugauf die Kompe­
tenz von Bund und iLand ·keinen glücklichen
Weg gewählt hat. Es wird niemand 'verstehen,
warum in Sanitätsangelegenheiten der Bund
nur die Grundsatzgesetz'gebung hat, während
sich die Länder mit den Ausfühmngsgiesetzen
befassen müss,en. Ich habe das schon das letz't~­

mal auf dem Gebiet dies Sports bedauert, daß
wir neun Gesetze für eine Angelegenheit
brauchen, di,e das ,ganze Bundesvolk angeht und
die in Steiermark, Vorarlberig, Salzburg usw.
nicht anderes geregelt werden kann, als in
Oberösterr'eich, Niederösterreich oder Wien.
Auch hier kann unsere VeTfassung diesbezüg­
lich nicht als s'ehr vorbildlich Ibezeichnet wer­
dien. Genau dasselbe rgiltauf ,dem Gebiet des
Kinowes,ens. Der film ist sicher geradeso wie
die Presse reine sogenannte Großmacht gewoT­
den, und es sind die Einflüsse des Films in
jeder Beziehung, nicht nur was Schmutz und
Schund ,anbelrangt, sondern auch was den
Versuch anbelangt, politische Anschauungen
in das Volk hineinzutragen, beachtenswert. Die
Bundesregierung wird gut daran tun, hier ein
aufmerksames A,ugeaufalle diese schädlichen
Einflüsse zuwenden. IEs muß zugegeben werden,
daß die jugend 'Von heute in bezu:g auf das
Kinowesen - auch das Theater gehört dazu
-~ teüweise Di:nlgen 'gegenübersteht, drj'e vor
zwei üder ,drei J ahrz,ehnten noch nicht in der
fülle möglich waren. Sie werden vor allem
hinsichtlich der Darstellungen, wie sie heute
der Jugend rgeboten werden, vom pädagogi­
schen Standpunkt aus sicher BedenI"en erregen
müssen.

Auch wir glauhen, daß der vorlieg,ende Ge­
setzesentwurf, den wir heute heschließ1en sollen,
eigentlich sehr zahm ist, weil die AusftÜhrungs­
gesetze o,der die Ausführungsbestimmungen,
die die Landesregier1ung treffen wifid, Igewiss,e
Schwierigkeiten bereiten werden. Ich weiß
nicht, ob es den Anreg'ern Z,UI111 Bewußtsein
gekommen ist, wie schwierig gerade die Grenze
zwischen 16 'und 18 Jahren für den zulä,ssigen
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filmbesuch festzustellen sein wird. Man kann
sich ja vorstellen, welch großer Apparat not~

wendig sein wird, um die Siebzehn- und Acht­
zehnjährigen vom iBesuch ,gewisser Filme aus­
zunehmen. Ich -habe schon bei den Beratungen
im Verfassungsausschuß darauf hingewiesen,
daß es hi,er noch einer genauen Überlegung
bedarf, weil ja bei einem für -die Jugend er­
lauMen film auch VorspannfilllJe der künf­
tig-en Gangsterfilme usw. gegeben werden, die
vielleicht auf die Jugend viel verheerender wir­
ken, weil sie sozusagen in komprimiertem Zu­
stand alle die Scheußlichkeiten bieten, die ,das
nächstemal ,dem Publikum serviert werden.

Wir werden diesem Gesetz die Zustimmung
geben, wir erwarten aber, daß alle zuständilgen
Kreise, besonders alle pädagogischen Kreise
und die Schulen, sich selbst den Kopf darüber
zNbrechen, wie die Gefahren wirklich gebannt
werdien sollel1. Bei Enqueten wur,de zu be­
weisen versucht - ich muß glauben, daß die
Betreffenden nicht vom filmkapital abhängig
waren ,daß ,gewisse beklagenswerte Erschei­
nungen bei der JUlgcnd vielleicht doch nicht so
sehr durch die igebotenen fi,lme und di-e ge­
bo~ene Schundliteratur verursacht sind, son­
dern daß daran noch immer die folgezustände
des Krieges, wie mangelhafte Erziehungs­
möglichkeit usw., schuldtragend sind.

Die Anregungen, die hier vom Linksblock
gegeben worden sind, sind erwä,genswert. Sie
sind nicht rein auf dem IBoden derjenigen ge­
wachsen, die sich zum ,Linksblock hekennen,
sondern sie betreffen Dinge, die in al1en
Kreisen der Bevölkerung besprochen werden
und die es verdienen, daß wir ihrer Wei­
terentwicklung Einhalt gebieten. Gegen eines
möchte ich mich aber verwahr,en. Vom
Redner des Linksblocks ist immer wieder vor­
gebracht 'Worden, daß es aus1gerechnet - man
merkt hier die Absicht - nur die amerikani­
schen filme sind, die hier den Schaden er­
zeugen und daß nur von der anderen Seite
eventuel1 das Licht kommt, das die Bevölke­
rung in Niederösterreich braucht. um den rech­
ten Weg zu findel1. Nach meiner Ansicht ist
Schund und Schmutz genau so zu bekämpfen,
wie der Versuch, in den filmen politische Ge­
dankengänge aufzuzeilgen, denen das öster­
reichische Volk ganz ablehnend gegenüber­
steht und auch stehen muß, wenn es wirklich
~eine freiheit erringen will. Wir kennen die
Tenclenzen,die uns immer wieder mit allen
möglichen Gründen entg~gengehalten wer'den,
und wir sind mit der Zeit schon sehr aufmerk­
sam gewor-den. Wir wissen, daß ja schließlich
hinter allen diesen Tel1ldelliZen der Wille einer
Großmacht, dem sich leider so und so viele
o,der so und so welüge Österreicher verschrie­
ben haben, steht, die Dinge in Europa und in

der ganzen Welt so zu gestalten, wie sie
sicher nicht zum Vorteil der Bevölkerung
Europas und aller Völker der Welt gereichen
würden. Infolgedessen stehen wir auf dem
Stlandpul1'kt, daß wir ,heut'edem vorliegenden
Bericht und Antrag - obwohl wir dess'en Un­
zulänglichkeit einsehen - unsere Zustimmung
geben, sonst aber im ei,genen Rahmen beraten
werden, wie man der Not an den Leib rücken
wird können.

Wir müssen infolgedessen für unsere Partei
die Anträge des Linksblocks ablehnen. (Bei­
tall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg'eor,dneter S t 30 n g I e r.

Abg. STANGLER: Schon die DebaHe be­
weist, daß wir mit diesem Antrag, den ich mit
einigen Abgeordneten meiner fraktion einge­
bracht habe, eine grundsätzliche Frage ange­
schnitten haben. Es vergeht fast keine Woche,
zumindest kein Wochwende, an dem wir nicht
mit Entsetzen von durch Jugendliche began­
genen Gewalttaten und Sittlichkeitsverbrechen
in den Zeitungen lesen oder im Radio hören.
Wenn sich auch solche Verbrechenhauptsäch­
lich in der Großstadt oder 30m Rand der Groß­
~tadt ahspielen, müssen wir trotzdem mit Er·,
schrecken feststellen, daß auch auf ,dem
flachen Land die Jugendkriminalität im Stei­
gien begriffen ist. Wie groß" diese Gefahr
bereits ist, möcMe ich dem Hohen Haus durch
einige Beispiele -darlegen.

Aus den Erhebungen der niederösterrei­
chischen Gendarmerie ist fol,gendes zu ent­
nehmen:

In ,den Abenclstunden des 12, A,ugust 1951
- das liegt also ungefäihl' ein Jahr zurück --­
wurde der 59jährige Johann Ottaus Elsbach,
Bezirk Tulln,durch Schlagen ins Gesicht und
Würgen bewußt,los. Als er erwachte, fehlt-en
die Brieftasche mit 70 S und eine silherne
Doppelmanteltaschenuhr. Der Tät-er war der
18jährige Barenreiter.

Am 14. Jänner 1952, also zu Beginn des
heurigen Jahres, wurde die Postmeistersgattin
Maeia Denninger außerhalb der Ortschaft
Groß- Nonndorf, Bezirk Hollabrunn, von dem
20jährigen Johann Bischof aus Sonnbepg von
hinten überfallen, mit Gewalt in ,die Knie ge­
zwungen, 30m Kopf und an den Schläfen ver­
letzt und der Geldbörse mit einem Barbetrag
von 35 S beraubt.

Am 0, februar 1952 hat der 17jährioge
landwirtschaftliche Hilfsarheiter Erwin Reis
aus Braunsdorf ein landwirtschaftliches An­
wesen ,durch Anzünden in Brand gesteckt.

In der Nacht vom 22. zum 23. März 1952
hat ,der 17jährige Josd Wisnetzky und -der
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18jähri,ge Engelbert Zauner aus Rosenburg
Dynamos von zwei abgestellten fahrrä'dem
gestohlen und bei einem Steinbruch an der
Bundesstr;aße eine Straßensperre errichtet, wo­
durch ein nachfol.gender Radfahrer stürzte.
Weiter zertrümmerten sie die Lampen der Orts­
beleuchtung, schlugen Schaufenster einer
fleischhauerei ein und verübten einen Ein­
bruchsdiebstahl.

Diese und ähnliche fälle, die man fast auf
dem laufenden Band aufzählen könnte, be­
schäftigen also immer wieder di,e Gendarmerie,
die Kriminalpolizei und die Gerichte. Wieder­
holt, ja fast ausnahmsl'Os kO'nnte festigestellt
werden, daß die verhafteten jugendlichen sehr
eifrige Kinohesuc'her 'und eifrige Leser von
Schundromanen sind. Ich erinnere nur an
di'e Verhaftung der fünf jugendlichen Räuber
in' der letzten Woche am Rand! von Wien,
nämlich in Stammersdorf, bei ,denen man
Schundromanhefte im Werte von 1000 S ge­
funden hat.

Es ist mir klar, daß es viele Ursachen gibt,
durch welche Kind-er und Jugendliche in ihrer
geistigen und moralischen Entwicklung un­
günstig beeinflußt werden können. Die Veran­
lagung, die Erziehung, die sozialen Verhält­
nisse, die zerrütt'cten Ehen, ungesunde Wohn­
verhältnis-se 'USlW. sind zweifellos bedauerliche
Ursaohen :und Gflünde, aber eine bedeutungs­
v'Olle neue Ursache ist sicherlich das über­
handnehmen einer gewissen Literatur, die wir
mit ·einem faohausdruckals "Schmutz- und
Sc-hundliteratur" gekennzeichnet haben_ Und
auch das Überhandnehmen von filmerzeug­
nissen, die der Sensationslust frönen lund 'Vor
allem Ver!brechen und Gewalttaten in fast
hel,discher form bringen.

loh kann mich auf ein Gutachten des Staats­
anwaltes Dr. Erhard berufen, der hier ein­
deutig feststellt (li"st): "In der letzten Zeit
haben sich der film und die Schundliteratur
als Erziehungsfaktoren in den Vordergrund
geschoben. Die Vervollkommnung des films,
-daspauswlose Abrollen des Geschehens, lassen
eine ei,gene Ansicht des jugendlichen Zu­
schauers nicht zum Durohbruch kommen, sie
wird 'verdrängt und verlagert. Es wkd ihm
eine Vorstellungswelt aiuf<gedrängt. Durch die
bildhafte Darstellung wirkt der- film noch
weit stärker und plastischer als das geschrie­
bene Wort. Die dauemden Darstellungen von
Raub-, Schieß-, Prügel- und Revueszenel1 las­
sen beim JUlgendlic;hen das Gefühl für Recht
und Anständi,g;keit verkümmern. Wie kann der
jugendliohe das Böse, das Unmoralische er­
kerunen, wenn es ihm um bares Geld öffentlich
gezeigt wird. Der junge Mensd1 mit seiner
leicht erregharen Phantasie hat auch das Be­
dürfnis, sich mit dem filmhelden zu identifi-

zieren und gleiche oder ähnliche Handlungen
wie diese zu begehen."

Auch hier ikönne iC'h dem Hohen Haus einige
Beispiele gehen.

Nach -dem Besuch des Films "jagd auf DiJ­
linger" fühlte ein bisher unbescholtener
}ugendlioher den Drang in sich, den im Film
gesehenen Überfall selbst auszuühen. Der
Raubversuc,h vom Silbernen Sonntag 1951
kostete ihm dann 15 Monate strengen Arrests.

Ein jugendlicher hat, nachdem er den
österreichischen film "iDer Leberfleck" gesehen
hatte, in den Ahendstundenan ,der Stadt­
grenze von Wien und Niederösterreich bei
Ebergassing ein 13jährilges Mädchen in eine
Scheune glezerrt und 'ver,gewaltigt.

Das sind die Ergebnisse der Verhöre und
der Geständnisse der jugendlichen, wieso sie
zu diesen Taten ,gekommen si<nd.

Es ist also neben der Schundliteratur vor
allem der film geeiignet, durch die bildhafte
Darstellung besondlers anschaulich zu wirken.
Selbstverständlich erfolgt durch das üftmalig'e
Betrachten solcher Filme 'auch eL! Abbau von
Hemmungen; man lernt die Din1ge, die man im
Film sieht oder in einem Heft liest, als selbst­
vJerständlich zu betrachten und findet keine
Scheu mehr, solche Dinge selbst auszuüben.
Wenn man dann -einmal 40, 50 oder 60 S
braucht, ist es Iglanz einfach, dann geht man
auf di,e Straße, schlä!gt il'gendjemand nieder,
raubt ihn aus une! man hat dann den Betrag,
den man braucht. -

Diese Erkenntnisse - das möchte ich vor
allem den Vertretern des Linkshlocks sagen ­
waren der Grund, daß sich die Jugend­
organisationen schon seit längerer Zeit mit
-dieser frage sehr eingJchend beschäftigen und
einen scharfen Kampf g,egen Schund un-d
SchmutzfÜlhren. Ich verweise hier auf die ver­
schiedenen Vorschläge und forderungen an
öffentliche Stellen seitens dler österreichischen
Jugendbewegung und der Katholischen jUlgend.
Der Kampf gegen Schund und Schmutz brachte
den Erfolg, daß im österreiohischen National­
rat am 30. März 1950 das Gesetz gegen
Schmutz und Schund zum sittlichen Schutz der
Jugend beschlossen wurde. Es ko'nnte ein er­
folgreicher Kampf gegen pornographische
Druckwerke geführt werden, zumindest inso­
f,erne, daß ihre öffentliche Schaustellung ver­
hindert werden ko-nnte. EbeTIisO muß aber auch
d'er Kampf gegen den Schmutz-und Schund­
film geführt werden, Iganz gleich ob es sich
um Verbrecherfilme oder um filme mit efoti­
sehern Inhalt handelt. Auoh <da sind wieder
von den Jugendorganis!ation,en Vorschlä1ge ge­
kommen, Da man leider solche filme nicht
überhaupt verbiet,en kann, was ich persönlich
sehr gerne täte, müssen hier zweifelJo,s andere
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Mittel angewendet werden, um den jungen
Menschen vor Verleitungen zu schützen. Daß
hier das Alter vo'n 16 jahren nicht immer
genügt, is,t auch die Erk,enntnis vieler Psycho­
lo,gen, Ärzte, Staatsanwälte und Richter sowie
von Fachleuten, die itn fürsorgewesentätig
sind.

Ich könnte hier auch ausländische fach­
lüute zitieren, die feststellen, daß wohl die 'ge­
schlechtliche Entwicklung des jungen Men­
schen ungefähr mit 16 jahren ahgeschlossen
ist, daß aber ,die moralische und seelische Ent­
wicklung in diesen jahren durchaus noch
nicht als abgeschlossen betrachtet werden kann;
ja, daß die seelische 'Entwicklung und die Bil­
dung der Wertbegriffe erst in späteren jahr::n
einsdztund ungefähr bis in das 18. und
19. Lehwsj,ahrr,eicht.

Wenn nun schon j ugendor'ganisationen
selbst zu Maßnahmen aufrufen, um die
jugend zu schützen,. ,dann ist es sicherlich die
Aufgabe der gesetzgebenden Körperchaften,
diesen Ruf ZiU hören und Vorsorge Z:l treffen,
daß ,dieser Schutz der jugend auch tatsächlich
zuteil wir,d.

Wir schaffen mit dem vorliegenden Antrag
und mit dem bezüglichen Gesdz sicherlich ­
darüber bin ich mir klar - nur eine Teil­
lösung eines großen Problems.

Auch das Gesetz zum Schutz der Jugend
VGm 30. März 1950 ist weitgehmd reform­
hed'ürftig geworden. ,Es muß, zur Zeit im
Nationalrat novelli'ert werden, weil der Ge­
setzgeber seinerzeit eine Sache übersehen hat,
so daß der Verfassungsgerichtshof feststellen
mußte, daß zwei Paragraphe verfassungs­
widrig sind. Heute genügt nicht mehr die An­
drohung und Durchführung von Verbreitungs­
beschränkungen von Druckwerken; es wäre
auch notwendig, die damit verbundene Ver­
leitung zu Gewalttaten und strafbaren Hand­
lungen aller Art unter gerichtliche Verfolgung
zu stellen, denn ich bin der Üherzeugung, daß
es besser wäre, die Verfasser, Herausgeber
oder Verb reiter jugendverderbender Schriften
oder filme vor die Gerichtsschranken zu zitie­
ren,als die verführten jugendlichen.

Wenn ich noch darauf ;hinweisen ,darf, daß
die Erhöhung des jugendverbotsalters nur
eine Teillösung ist, so wird es sicherlich not­
wendig sein, daß dafür Sor-gle 'getragen wird,
daß wenigstens dies'e Teillösung auch wirklich
durchgefülhrt wird. Es wird vor allem auch
in unserem Land Auf,gabe ,der Exekuhve sein,
der Polizei in den Städt,en und der Gendarmerie
in den Märkten und Dörfern, daß sie wirklich
auf die Einhaltung ,dieser neuen Gesetzesbestim­
mungoen drängen und für deren Beac'htung Sorge
tragen. Es wird aber auch eine - - das darf
ich offen sagen - Aufgabe oder Kinobesitzer

sein, bei der Abgabe der Karten an jugend­
liche Kinobesucher entsprechende Vorsicht
walten zu lassen. ,Es wird vor allem Aufgabe
,der Schulen sein, hier durch Aufklärung ent­
sprechend einzuwirken und durch eine richtige
Erzie'hung Vorsorge z'u treffen, und es wird vor
allem Aufgabe des Elternhauses s,ein - - une!
hier liegt die größte Möglichkeit einer günsti­
gen Einflußnahme --, dafür Sorge tragen,
damit ihre Kinder nicht auf eine gefährliche
Bahn kOmmel1. Es wird also vornehmlich die
Auf1gabe der 'Eltern sein, ihre Kinder dahin zu
beeinfl ussen, daß sie nicht du reh Lesen von
Schmutz-und Sohundliteratur und durch den
Besuch solcher filme früher oder später zU
Sorgenkindern des Elternhauses werden.

,Es genügt sicherlich nicht, eillfach Gesetze
zu schaffen, 'mn schädliche Einflüsse bei der
jugend hintanzuhalten, also negative Abwehr­
maßnahmen zu tr-effen, sondern es müssen
auch - hie und da sind bereits Vorbereitungen
geschaffen worden -- positive Maßnahmen
folg'en. Es müßten sich ehen auch ,die film­
produzenten und Verleger in unserem ei,genen
Land ihrer erzi-eherischen und kulturellen Auf­
gabe bewußt sein.

Wir können auch an öskrreichischen Filmen
manches aussetzen. Man schaffe gute filme
und schaffe auch spannende Unterhaltungs­
filme ; gegen solche wird niemand etwas ein­
wenden, aber man spekuliere nicht auf die
niedrigen Instinkte4ndauf die 'LeidenschaHen
der Menschen. Wir appellieren - - das möchte
ich der link'en Seite dieses 'Hausesnooh ein­
mal sa'gen - auch an die Besatzungsmächte,
damit nicht ein von einerösterreichischen Stelle
ausgegebenes jugendverbot ,durch eine gegen­
teilige Zensurmaßnahme aufgehoben wird,
denn es sind schon manche amerikanische
Filme, die von öst,erreichischen Stellen mit dem
Verbot belegt waren, wi-eder als jugendfrei
erklärt worden. Das wäre ja eine wesentliche
Torpedierung der vün uns gemeinsam ge­
wünschten Maßnahmen.

Nun will ich auf di,e Äußerungen des Herrn
Redners des Linksblocks eingehen. Der Vor­
schJa.g, daß ,das Wort "jugendfrei" besser
wäre als "jugendverbot" ist sicherlich richtig
und ich will ihn auch anerkennen. Ich möchte
aber auch noch bemerken, daß wir uns über
diese frage schon den Kopf zerbrochen und
auch entsprechende Vorschläge bei den
jugendbeiräten in den Ländern und im Bund
eingebracht haben. Daß die Einfuhr der
amerikanischen filme und der Gangsterhlme
das Ergebnis eines 'Diktates des MarshalI­
Planes sein soll, ist wohl eine g,ewagteBe­
hauptung, ebenso wie es die ist, daß ,diese
Filme eine slcelische Vorbereitung für den
nächst'en Krieg sein sollen. Wenn Sie, Herr

T
j
~
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Ahgeordneter PospisClhil, versuchen, aus dieser
frage ein großes 'Parteipolitikum zu machen,
dann sind Sie im Unrecht. Wir verurteilen
einen schlechten film, mag er herkommen
woher er will, wir verurteilen aber ebenso ,den
österreichischen Film "iDer Leberfleck", der
auch kein Kulturerzeugnis ist und der Würde
des österreichischen Volkes nicht entspricht.
Wenn Sie VOm Linksblock sich so sehr als
Hüter der Moralaus,gehen, ,dann möchte ich
dem HO'hen Haus die Stelle eines Romanes
zitieren, der in der "Volksshmme" erschienen ist,
und zwar etl iche Wochen hi'ndurch. D,er
Roman heißt: "Herren ,des Strandes." Er wird
auch als Buch in der "Volksstimme" seit
Wochen und Monaten empfohlen und zum
Veflkauf am Fleischmarktangeboten. (Zu den
Kommunisten Rewendet.) Sie werden also das
,Buch sicherlich s,ehrgut kennen! Wir lesen
da in ,der "Volksstimme" vom 1. Februar 1952
- ich will hier aus diesem Roman nur einen
Auszug bringen - von der ,Flucht des An~

führers einer v,erwahrl os,t'en lß,ande J u'gend~
licher in einem südiamerikanischen Staat, die
vom Ergebnis ilhrer Raubzüge lebt. Es heißt
da weiter über den führer der jugendlichen
Ban'de, der bei d~r Verhaftung flüchten und der
Polizei eins auswischen konnte (liest): "Mit
einer ungewöhnlichen Geschicklichkeit befreite
er sich von dem Griff des Kriminalbeamten,
der ihn .festhielt, und streckte ihn mit ei'nem
Schlag zu Boden."

In der "VoH~sstimme" vom 9. Februar 1952
heißt es (liest): "IMit Pedro waren Joao
Grande, Kater und, Professor gekommen.
Professor hielt der Krankenschwester sein
Messer unter die Nase, so daß sie nicht zu
schreien wagte."

Das ist sicherlich alles dazu angetan, die
jungen Menschen zum Frieden und z:ur Frei­
heit zu erziehen!

In der "Volksstimme" vom 21. Februar 1952,
,an dem Tag,aln dem er in derselben Zeitung,
auf derselben Seit'e ein vier Spalten langer
Artikel Ihrer Redakteurin Eva Priester unter
dem Titel ".oie Vergiftunlg der Jugend - ein
Millionengesühäft. Wanum die Gangsterfilme
nicht verboten werden" 'Veröffentlicht wurde,
steht ,in der Fortsetzung des be~sagten Romans
folgendes (liest): "Unter unhedeutenden Poli­
zeinachrichten vermerkte ,das ,Journal da Tarde'
eines Tages, daß ein unter dlCm NamenBoafida
bekannter Vagabund bei einer wilden Rau­
ferei ... dem Wirt mit einer Bierflasrhe den
Schädel eimgeschlagen :habe ..."

Einige Zeilen weiter heiß,t ,es (liest): "Ein
Sechzehnjähriger bei der Bande Lampiaos.
Einer der gefürchtetsten Räuber, 35 Kerben
auf seinem Gewehrkolhen ... Und jede Kerbe
bedeutete einen Toten. Trotz seiner Jugend

war der Räuber als einer der grausamsten
gefürchtet."

Meine Herren, das ist Gangsterliteratur in
Reinkultur, veröffentlicht in der "Österreichi­
schen Vol:kssNmme"! Am Schluß di'eses Ro­
mans wenden diese jugendlichen Helden inner­
lich igewandelt, wahrschein.Jioh so, daß sie alle
diese Methoden beim ersten Streik, wo sie an
,der Spitze anwesend sein werden, aufrufen:
"Helden und Vorkämpfer ,f'ür den Streik, auf
Genossen in den Kampf!"

Das ü,t die Gangsterliteratur der "Volks­
stimme", die sicherlich mit den österreichischen
Kommunisten in einigem Zusammenhang
steht, wie ich annehme.

Hohes Haus! Ich ersuche Sie, dem vorlieg,en­
den Antrag Ihre Zustimmung zu geben. Ich
bin mir bewußt, daß mein Antrag und der
Antrag meiner KoUegen wirklich nur ein
erster Schritt, eine kleine Maßnahme ist, ich
'glaube aber, daß wir uns neben wirtschaft­
lichen Gesetzen, neben Verordnung1en usw. auch
um di,ese Frage zu kümmern haben. Ldztlich
sollen wir doch 'auch in den gesetzgebenden
Körpersühaften in entscheidendem Maß'e dazu
beitragen, ,daß unsere Jugend in einer Atmo­
sphäre heranwachs,en kann, in der die seelische
Gesundheit garantiert ist. Es ist heute mehr
,denn je notwendig, nicht nur zum Schutz der
Vül'ks,gesundheiot ,alles zu tun, sondern ,aluch die
Voraussetzungen für eine 'gesicherte 'geisHge
Entwicklung ~der Jugend unseres Volkes zu
schaffen. (Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT: Es liegt keine Wortmeldung
m",hr 'VOr. Wir gelangen zur Abstimmung.

Ich lasse zuerst über den Antrag des Ver­
fassungsausschusses, sodann über die zwei
Reso,lutionsanträ'ge des Ahgeordneten Pospi­
schiI abstimmen.

(Nach Abstimmunf.?: über den Wortlaut des
Gesetzes, über Titel und EinganR sowie über
das Gesetz als Ganzes uttd über den AntraR
des Verfassungsausschusses): An ,g e no m­
men.

(Nach Abstimmunf.?: über den ersten Reso­
lutionsanlrag des Abg. Pospisc/zil): Ab g e­
lerhnt.

(Nach Abstimmullf;; über den zweiten Reso­
lutionsantraR des Abg. Pospisc/zil): Ab ,g e­
lehnt.

Ich ersuClhe den Herrn Abgeordneten E tl i 'n­
ger, die Verhandlung zur Zahl 330 einzu­
leiten.

rBerichterstatter Ahg. ETLlNGE'R: Ich
hcibe namens des WirtschaftS'3l1SSchusses 'Über
den Antr.ag ,der Abgeordneten Etlinger, Baohin­
ger, Dienbauer, Tesar, Müllner, Wegerer und
Genossen, betreffend Oefä1hpdung des Zucht-



314 Landtag von NiedeI'östeI'I'eich. II!. Seslsion deI' V. Wahlperiode. --14. Sitzung am 27. Jun;i 1952.
-- -- ---_.------ -----_ .._---_ .._----_. ------ ---

viehbestandes in mehreren Verwaltungsbezirken
des Landes Niederösterreich zu berichten.

Seit Generationen werden aus den Verwal­
tungsbezirken Scheibbs, Amstdten, Lilienfeld
und Neunkirchen zirka 3000 Stüok Rinder .'11]­

jährlich auf Almen aufgetrieben, die im Bu;]­
d,esland Steiermark gelegen sind. Wegen der
Gefahr der Verschleppung der Maul- und

• Klauenseuche nach Steiermark wurden im
Jahr 1952 durc,h den Herrn Landeshauptmann
von Steiel'mark auf Grund des Tierseuchen­
gesetzes eine Verordnung erlassen, die den
Auftrieb dieser Rinder ab heuer bis auf
weiteres untersagt.

Durch ,diese Maßnahme sind mehrere hun­
dert Bauern in ihrer Existenz schwer betrof­
fen, da sie wegen der aus:gefeJ1lencn Futter­
grundlage Gefahr laufen, wertvolle Zaohttiere
als Schlachtvieh veräußern zu müssen. Der
Verlust von mehreren 1000 Zucht rindern würde
für die betreffenden Besitzer und für das Land
Niederösterreich im besondnen einen schweren
vol'kswirtschaftlichen Schaden bedeuten.

Wiederholte Bemühungen beim Herrn Lan­
C:'eshauptmann von Steiermark, ,diese Verord­
lIung zu erleichtern oder zurückzunehmen,
blieben ohne Erfolg.

Der Antrag des Wirtschaftsausschusses
lau'et (liest):

Der Hohe ,Landtag wo1le beschließen:
"Die niederösterreichische Landesregierung

wird aufgefordert, unverzüglich beim Bundes­
ministerium für Land- und forstwirtschaft
die notwendigen SchriHe zu unternehmen, daß
die ,gefährdeten Zuchttierbestände in den be­
troffenen Gebieten durch ausreichende Zutei­
Jung verbi'lljgter futtermiHel erhalten bleiben
können."

Ich ersuche das Hohe Haus um Annahme
dieses Antrages.

PRÄSIDENT' Ich eröffne die Debatte: Zum
Wort gelangt Herr Landesrat Abgeordneter
Genner.

Landesrat OENNER: 1Ioher Landtag!
Das Verbot des Auftriebes von Vieh aus
niederöskrreichischen Grenzbezirken auf die
steirischen Almen 'ist zweifellos ein neuer
Schlag gegen die nie,derösterreichische Land­
wirtschaft. Man kann diese Sache nicht
ohne Zusammenhang mit der futtermit­
telknappheit in Niederösterreich betrachten.
Als Begründung dieses Verbotes wird die Ge­
fahr ,der Ausbreitung der Maul- und Klauen­
seuche angegeben. Das ist sicherlich an sich
ein stichhälüges Argument, das allerdings
durch die Aufklärungen, die im Wirtschafts­
3ussollUß gegeben wurden, einigermaßen ent­
kräftet wurde. Auf meine Anfrage hat nämlich
der Vertreter des Veterinäramtes, Veterinär-

direktor Dr. Braun, el'klärt, daß die Rinder
vor dem Almauftrieb rechtzeitig geimpft worden
sind - rechtzeitig, was von entscheidender Be­
deutung ist -und daß außerdem der steiri­
schen LandesregIerung mit,geteilt wur,de, daß
aus Sperr- und verseuchten Gebieten keine
Rinder auf die Almen aufgetrieben werden
dürfen. Die steirische Landesregierul1!g ist aber
dennoch bei diesem Verbot geblieben 'lind es
wurde uns im Ausschuß mitgeteilt, daß auch
eine Intervention beim Landwirtschaftsminister
vergeblich war. Man hat den ,Eindruck, daß
noch andere Gründe für diese Absperrung
gegen Niederösterreich vorhanden waren. In
dies,em Antrag wird verlangt, daß die !Landes­
regierung vom Landwirtschaftsministerium die
Bereitste1l ungausreichender und verbilligter
f'uttermittel fordern soll. Auf meine Anregung
im Wirtschaftsausschuß ist ,das Wort "ver­
hilligter' in den Antrag aufgenommen worden,
uml zwar ckshalb, weil der Ankauf von futter­
lIlitkln kurer kummt als die Kosten des Alm­
auftriebes, wobei immer noch die frage offen
bleibt, ob die Betroffenen ·die Futtermittel über­
haupt erhalten werden. Im Wirtschaftsaus­
schußist versichert worden, daß .genügend
Futtermittel vorhanden sind, wobciiC'hunter­
streichen möchte, daß es bei der Verteilung
dieser futtermittel notwendig sein wird, daß
vor allem die mittleren lind kleinen Bauern
bepücksichtigt werden, die ja selbst ,keine
futtermittelh'aben und daher am ärgsten
betroffen wer.den. Man muß auch dies im Zu­
sammenhang mH den ge1gebenen Tatsachen
betrachten, so zum Beispiel mit der Tatsache,
,daß es in Niederösterreich noch immer um rund
96.000 Rinder weniger gibt als im Jahre 1938,
das ist um 14,5 Prozent weniger, während der
Bundesdurchschnitt 11,6 Proze'nt beträgt. Es
fehlen außerdem - das ist der Stand vom
31. Dezember 1951 - immer noch 6000 Kühe.
Der SC'hweinebestand ist in Niederösterreich um
20 Prozent 'geringer, während er im Bundes­
durchschnitt nur um 14 Prozent geringer ist.
Das alles hängt mit der Politik der Be'llach­
t,eiligung Nied~rösterreichs zusammen, ,durch
die 'auch die niederästerreichische Landwirt­
schaft außerordentlich schwer geschädigt wir,d.
Vor einiger Zeit ist mitgeteilt worden, daß
durch eine Kälheraktion die BeisteIlung von
16.000 Kälbern subventioniert werden soll,
wovon auf Niederös1terreich 4000 entfallen.
Acht Tage später ist im "Bauernbündler" mit­
geteilt worden,daß die Kälberaktion für Nie­
derösterreich vorläufig verschoben wird.

In Tirol wird für die Bekämpfung der Rin­
dertuberkulose viel mehr getan als in Nieuer­
österreich. Ich weißnich,t, ob die Herren Kol­
lügen die Zahlen, im Rec'hnungsabschluß 1950,
die zur Gruppe :LandwirtschaH gehören, genau

•
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angeschaut haben. Viel wird im Budget ohne­
dies nicht für die förderung der Landwirt­
schaft getan,und wk~ der Rechnungsabschluß
beweist, wird auch das Welüge nicht einge­
halten. Auch die Posten, die im Budget be­
schlossen werden, werden nicht ausgegeben.
Diese oder jene Kredik~ - heißt es dann ­
wUTiden nieht in Anspruch g,enommen. Es wäre
gut, wenn der Herr finanzreferent jetzt gut
aufpassen würde. Da heißt es zum Beispiel,
daß ein Betrag von 100.000 S infolge "des
verspäteten Anlawfes" der Aktionen für Be­
kämpfung der Rindertuberkulose erspart wurde,
das heißt, im Jahre 1950 wurde dieser Kredit
"nicht in Anspruch genommen". So ist es auch
bei vie1cn anderen Dingen der ganzen Gruppe
Landwirvschaft. Anlauf, Auslauf - überall
lesen wir, daß etwas zu spät ,angelaufen ist
und daß ,große Beträge, die für die förderung
der Landwirtsch,aft bestimmt waren, erspart
wurden.

Der Herr Landwirtschaftsminist'Cr Thama
hat kürzlich in einer Rede gesagt, daß "die
Voraussetzungen für die Anlage eines futter­
mittellagers gegeb,en" sind, und daß die Ver­
teilung entsprechend den Produktionsgebieten
erfolgen soll. loh fürchte aber, daß damit für
eine neue Schädigung Niederösterreichs die
Voraussetzungen geg,ehcn werüen sollen. Man
ka'nn nicM genug darauf verweisen, daß die
kleinen und mittleren Bauern nicht genügend
hofeigene futt1enmittel zur Verfügung haben
und eine Mehrproduktionan eigenen futter­
mitteln, die ja immer wieder propag'iert wird,
für die kleinen und mittleren Bauern praktisch
unmöglich ist. Dieser Hinweis des Landwirt­
sC'haftsmi'l1isters ist sehr verdäohtig und es ist

-_••~~ _._. ~ ---00. ~~ _

zubefüroMen, daß hier eine neue Benacohteili­
gung Niederösterreichs herauskommt. Not­
wendig ist, daß der Landtag ,endlich seine
Pflicht erfüllt und sich einen Anlauf nimmt,
um dieser ständigen, planmäßigen, äußerst
schädlichen Politik der Benachteiligung Nie­
derästerreichs, die von der Landes- und Bun­
desregierung gemeinsam, zum Schad,en der
niederästerreichischen 'Bevöl'kerung und ganz
Niederösterreichs, betrieben wird, ein Ende zu
setzen.

PRASliDENT: Es liegt keine Wortmeldung
mehr vor. Ich bitte den Herrn Berichterstatter
um das SClhlußwort.

Berichterst'atter Ahg. ETLINOER (Schluß­
wort): Ich ersuche 'Um Annahme des An­
trages des Wirtschaftsausschusses.

PRÄS IDE NT (nach Abstimmunr;): A ng e­
n 0 m me n. Somit ist die Tagesordnung, der
heutigen Sitzung erledigt..

In fünf Min'uten findet eine vertrauliche
Sitzung ,des 'Landta'g,es statt.

,Es weroden folgende Ausschüss,e ihre Sitzun­
gen abhalten< finanzausschuß nach ,der ver­
üa:ulichen 'Sitzung im Herrensaal, Schulaus­
schuß nach der vertrau1iohen Sitzung im Prä­
latensaal, Vedassungsausschuß 'eine Viertel­
stunde nach der vertraulichen Sitzung im
Herrensaal 'Und der Wirt'Schaftsaussethuß eine
Viertelstunde nach der vertraulichen Sitzung
im Prälatensaal.

iDi,e nächste Sitzung wird im schriftlichen
Wege bekannt'gegJeben wer,den.

Die 'Sitzung ist gesohlossen.

(Schluß der Sitzung um 12 Uhr 55 Minuten.)


